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Gesamte Rechtsvorschrift fur Allgemeine Beférderungsbedingungen fur den
Kraftfahrlinienverkehr, Fassung vom 12.05.2025

Langtitel

Verordnung des Bundesministers fiir Verkehr, Innovation und Technologie Uber die Allgemeinen
Beforderungsbedingungen fir den Kraftfahrlinienverkehr (Kfl-Bef Bed)
StF: BGBI. 1l Nr. 47/2001

Anderung

BGBI. 1l Nr. 374/2004
BGBI. Il Nr. 47/2011 (VIGH)
BGBI. Il Nr. 431/2011
BGBI. Il Nr. 129/2018

Praambel/Promulgationsklausel
Auf Grund des § 46 Z 4 des Kraftfahrliniengesetzes, BGBI. | Nr. 203/1999, wird verordnet:

Text

Abschnitt |
Allgemeines

8 1. Die Beforderungsbedingungen gelten flr alle der Personenbeférderung dienenden Fahrten im
Kraftfahrlinienverkehr im Sinne des § 1 Abs. 1 Kraftfahrliniengesetz. Darunter sind nicht nur die in den
Fahrplanen vorgesehenen Fahrten (Kursfahrten) zu verstehen, sondern auch jene Fahrten, die bei
fallweise auftretendem zusatzlichen Bedarf zur Verstarkung dieser Kursfahrten durchgefiihrt werden.

8 2. Jeder Fahrgast, der eine Fahrt im Kraftfahrlinienverkehr in Anspruch nimmt, unterwirft sich
damit diesen Befdrderungsbedingungen.

8§ 3. Die Beforderung erfolgt nach MaBgabe der vorhandenen Platze auf Grund der in der Konzession
festgelegten Bestimmungen. Sofern diese kein Bedienungs- oder Halteverbot vorsehen oder es sich um
den Betrieb auf Teilstrecken oder um Schnellkurse handelt, besteht Beférderungspflicht auf der gesamten
Strecke zwischen allen aus dem Fahrplan ersichtlichen Haltestellen. Wahrend der Fahrt sind die Fahrgéste
Uber die néchste Haltestelle akustisch oder optisch zu informieren.

8 4. Die Kursfahrten sind fahrplangemal durchzufihren. Der Fahrplan ist verpflichtend barrierefrei
im Internet zu verdffentlichen, an den Haltestellen wenigstens auszugsweise (Abfahrtszeiten)
anzuschlagen und im Linienfahrzeug mitzuftihren und den Fahrgéasten auf VVerlangen vorzulegen.

8 5. Mit Kursfahrten, die einen Anschluss an ein anderes Verkehrsmittel herstellen, ist bei
Verspatung des anderen Verkehrsmittels mit der Abfahrt nur so lange zuzuwarten, als dies ohne
Gefahrdung allenfalls weiterer herzustellender Anschliisse und ohne Beeintrachtigung des weiteren
fahrplanméaRigen Wagenumlaufes geschehen kann.

Abschnitt 11
Verhalten der Fahrgéste
8§ 6. Die Fahrgéste haben die Anlagen sowie die Linienfahrzeuge schonend zu benitzen und ein die
Sicherheit beziehungsweise die Ordnung des Betriebes beeintrachtigendes Verhalten zu unterlassen.

8§ 7. Es sind alle Handlungen untersagt, die geeignet sind, die Bediensteten der Verkehrsunternehmen
bei der Ausuibung ihrer dienstlichen Obliegenheiten zu behindern.

8 8. Den Fahrgésten ist insbesondere untersagt:
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. mit dem Lenker wéhrend der Fahrt mehr als das Notwendigste zu sprechen,
. den Lenker beim Lenken des Linienfahrzeuges zu behindern,

. die AuBenttiren wahrend der Fahrt eigenmachtig zu 6ffnen,

. inden Linienfahrzeugen zu rauchen,

.in den Linienfahrzeugen zu larmen, zu musizieren oder ein Ton- oder Bildwiedergabegerat zu
beniitzen, das den Lenker oder andere Fahrgaste belédstigen konnte, sowie jede Art von
Belastigung anderer Fahrgaste,

. das Linienfahrzeug mit Rollschuhen oder Inline Skates zu betreten,

7.in ein von Bediensteten der Verkehrsunternehmen als vollbesetzt bezeichnetes Linienfahrzeug

einzusteigen. Bei der Berechnung der Anzahl der Personen, die mit einem Omnibus oder

Omnibusanhédnger im Kraftfahrlinienverkehr beférdert werden, sind drei Kinder unter 14 Jahren

als zwei Personen und Kinder unter sechs Jahren nicht zu zéhlen (8§ 106 Abs. 1

Kraftfahrgesetz 1967 in der geltenden Fassung).

8 9. In allen die Beniitzung der Linienfahrzeuge betreffenden Angelegenheiten sind die Fahrgaste
verpflichtet, den Anordnungen der Bediensteten der Verkehrsunternehmen zu entsprechen.

8 10. (1) Aussteigende Fahrgaste haben gegenlber den einsteigenden Vorrang. Sind bei den
Linienfahrzeugen Ein- und Ausstieg getrennt gekennzeichnet, so darf nur bei den betreffenden Tiren ein-
beziehungsweise ausgestiegen werden.

(2) Das Ein- und Aussteigen hat — auf3er im Falle einer Betriebsstérung oder im Notfall — nur bei den
festgesetzten Haltestellen zu erfolgen.

8 11. Jeder Fahrgast hat sich im Fahrzeug dauernd festen Halt zu verschaffen. Schéden, die durch
AuRerachtlassen dieser VorsichtsmalRnahme eintreten, hat der Fahrgast zu tragen.

8 12. (1) Das Verkehrsunternehmen ist berechtigt, von Personen, die Anlagen, Betriebsmittel oder
Ausrustungsgegenstande des Verkehrsunternehmens verunreinigen, eine festgesetzte Reinigungsgebuhr
einzuheben.

(2) Weiters ist das Verkehrsunternehmen berechtigt, von Personen, die Anlagen, Betriebsmittel oder
Ausrustungsgegenstande des Verkehrsunternehmes schuldhaft beschédigen, die Instandsetzungskosten
einzuheben.

8 13. Anlagen und Linienfahrzeuge der Verkehrsunternehmen dirfen fiir Ankiindigungen,
insbesondere zum Anbringen und Verteilen von Werbematerial, nur mit ausdriicklicher Genehmigung des
Verkehrsunternehmens beniitzt werden; es ist auch verboten, ohne eine entsprechende Genehmigung
darin Waren und Dienstleistungen anzubieten beziehungsweise zu verkaufen sowie Mitgliedschaften oder
Spenden zu aquirieren beziehungsweise zu erbetteln.

g b WODN B

[op}

Abschnitt 111
Ausschluss von der Beférderung

8 14. Ausgeschlossen von der Befoérderung sind:

1. Personen ohne gliltige Fahrkarte,

2. Personen, die an einer Krankheit leiden, durch die sie gemaR bundesrechtlichen Bestimmungen
von der Beférderung mit Linienfahrzeugen ausgeschlossen sind,

3. Personen, die durch unangebrachtes Benehmen oder Ahnliches den anderen Fahrgésten
vorhersehbar lastig fallen wirden, sowie Personen, die andere Fahrgaste durch ihren &ufReren
Zustand bel&stigen oder das Linienfahrzeug verunreinigen kdnnten,

4. Kinder unter sechs Jahren ohne Begleitperson; als Begleitperson kann ein Kind ab dem
vollendeten sechsten Lebensjahr fungieren. Der Lenker ist mit den Pflichten des
Obsorgeverpflichteten nicht belastet,

5. Personen, die geladene Schusswaffen mit sich fihren, ausgenommen dazu berechtigte Organe der
offentlichen Sicherheit,

6. Personen, welche die vorgeschriebene Ordnung nicht beachten oder den zu ihrer
Aufrechterhaltung getroffenen Anordnungen der Bediensteten der Verkehrsunternehmer nicht
Folge leisten.

8 15. Wird der AusschlieBungsgrund erst unterwegs wahrgenommen oder tritt er erst unterwegs ein,
so hat der betreffende Fahrgast Uber Aufforderung des Lenkers oder eines zum Einschreiten Befugten das
Linienfahrzeug zu verlassen.
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Abschnitt IV
Befdrderungspreise

8 16. Die Regelbeforderungspreise, die Beforderungspreise fir Reisegepéck und Gegenstédnde des
taglichen Bedarfs werden vom Fachverband der Autobus-, Luftfahrt- und Schifffahrtunternehmungen
Berufsgruppe Bus der Wirtschaftskammer Osterreich in geeigneter Form verdffentlicht.

8 17. Sofern in den Linienfahrzeugen keine Abfertigungsgerdte zum Einsatz gelangen, ist eine
Beforderungspreistabelle (Tarifdreieck) in den Linienfahrzeugen mitzufihren und auf Verlangen
vorzuweisen.

§ 18. Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr, héchstens jedoch zwei solcher Kinder je
Begleitperson, werden unentgeltlich befordert, wenn fur sie keine Sitzplatze beansprucht werden. Sofern
ausreichend geeignete freie Sitzplatze vorhanden sind, durfen diese jedoch von Kindern unter sechs
Jahren unentgeltlich eingenommen werden.

8 19. Kinder vom vollendeten sechsten bis zum vollendeten fiinfzehnten Lebensjahr werden zum
halben Regelbeforderungspreis befordert.

8 20. Die FahrpreiserméBigungen sind in der Anlage 1 dieser Beforderungsbedingungen
zusammengefasst. Diese ErmaRigungen kdnnen im angegebenen Umfang und zu den angegebenen
Bedingungen freiwillig gewahrt werden. Es ist keine gesonderte Genehmigung gemalR § 31
Abs. 6 Kraftfahrliniengesetz erforderlich.

Abschnitt V
Fahrkarten

8 21. (1) Fahrkarten sind unaufgefordert beim Lenker oder beim Fahrscheinautomaten zu Igsen.
Wurden sie bereits im Vorverkauf besorgt, sind sie dem Lenker unaufgefordert vorzuweisen oder mittels
Fahrscheinentwerter zu markieren.

(2) Jeder Fahrgast muss im Besitz einer fur die jeweilige Fahrt glltigen, laufend nummerierten
Fahrkarte sein, aus der der Fahrpreis, der Abfahrts- und Zielort oder die Gultigkeitszonen
beziehungsweise deren Anzahl und bei Zeitkarten Uberdies die Gultigkeitsdauer hervorgehen. Die
Fahrkarte ist bis zum Ende der Fahrt aufzubewahren und Kontrollorganen auf Verlangen vorzuweisen.

§ 22. Ausweise, die zur Inanspruchnahme einer Fahrpreisermaligung berechtigen, sind beim Ldsen
sowie bei der Kontrolle der Fahrkarten unaufgefordert vorzuweisen.

§ 23. Zur Richtigstellung etwaiger Irrtiimer hat der Fahrgast die Ubereinstimmung des aus der
Fahrkarte ersichtlichen Fahrpreises mit dem bezahlten Betrag sofort zu prifen. Spéter erhobene
Einwendungen sind nicht zu beriicksichtigen.

8 24. Das Unternehmen kann Vorausbestellungen auf Sitzplatze entgegennehmen und dafiir ein
angemessenes Entgelt einheben. Dieses Entgelt verféllt, wenn der Fahrgast die Fahrt, fir die er den Platz
vorausbestellt hat, nicht antritt.

8 25. (1) Jeder Fahrgast, der ohne giiltige Fahrkarte angetroffen wird, oder der das Linienfahrzeug
vor Bezahlung des Beforderungspreises verldsst oder zu verlassen versucht, oder der nach Zurlicklegung
eines Teiles seiner Fahrt der Aufforderung des Lenkers oder des Kontrollorgans, die Fahrkarte
vorzuweisen, nicht nachkommt, hat zusétzlich zum normalen Beftrderungspreis eine Mehrgebiihr zu
bezahlen, die gemeinsam mit den Beforderungspreisen festzusetzen ist.

(2) Verweigert der Fahrgast die sofortige Zahlung, ist er verpflichtet, seine Identitat nachzuweisen.

8§ 26. Bei starkerem Andrang konnen die Inhaber von Zeitkarten, Hin- und Rickfahrkarten sowie
Schiler- und Lehrlingsfahrkarten vor allen anderen Fahrgésten zur Mitfahrt zugelassen und Fahrgéste mit
entfernteren Fahrzielen vor Fahrgésten mit ndheren Fahrzielen berlicksichtigt werden.

§ 27. Mit dem Erwerb einer Fahrkarte ist kein Anspruch auf einen Sitzplatz und auf Beforderung in
einem bestimmten Fahrzeug verbunden.

8§ 28. Besonders gekennzeichnete Sitze sind hilfsbedirftigen Fahrgasten wie korperbehinderten oder
gebrechlichen Personen sowie werdenden Miittern und Personen mit Kleinkindern zu Gberlassen.
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Abschnitt VI
Befoérderung von Gepéack und Tieren

829. (1) Gegenstidnde, die der Fahrgast ohne Behinderung, Beldstigung oder Geféhrdung der
anderen Fahrgaste Uber oder unter einem Sitzplatz unterbringen oder auf seinem Schof? oder in seiner
Hand halten kann, gelten als Handgepack. Sofern besondere Beférderungsbedienungen dies nicht
ausschlieBen, koénnen auch Fahrrader, Kinderwégen, Schi und andere Sportgerdte wie Handgepack
behandelt werden, wenn eine Mitnahme unter Vorhandensein ausreichender Sicherungsmdglichkeiten im
Fahrgastraum mdglich ist. Handgepéck wird unentgeltlich unter Verantwortung des Fahrgastes befordert.
Bei starker Besetzung des Linienfahrzeuges kann Handgepédck auch im Gepdckraum untergebracht
werden.

(2) Rolistiihle und andere Mobilitdtshilfen sind unter den Voraussetzungen des Artikel 14 der
Verordnung (EU) Nr. 181/2011 stets unentgeltlich zu befordern.

§ 30. (1) Dartber hinaus kann jeder Fahrgast auf Fahrten, an denen er selbst teilnimmt, gegen
Entrichtung des festgelegten Entgeltes Reisegepack zur Beférderung aufgeben.

(2) Das Verkehrsunternehmen kann flr folgende Gegenstédnde die Entrichtung einer festgesetzten
Manipulationsgebthr fur die Abgeltung des Verladeaufwandes verlangen, sofern vom zustandigen
Verkehrsverbund kein Nulltarif festgelegt wurde:

1. Fahrrader
2. Handgepéck, das im Gepéckraum untergebracht wird.

Im Falle der Einhebung einer Manipulationsgeblhr gilt dieses Gepack unter Anwendung der
Bestimmungen des § 34 immer als Reisegepéck.

§ 31. Die Lenker kénnen die Ubernahme von Gepick ablehnen, wenn fir die ordnungsgeméafe
Unterbringung nicht genligend Platz vorhanden ist.

8§ 32. (1) Ausgeschlossen von der Beforderung als Hand- und Reisegepéck sind Gegenstande:

1. im Einzelgewicht von mehr als 25 Kilogramm,

2. die wegen ihrer Beschaffenheit oder ihres Umfanges nicht verladen werden kdnnen,

3. geméaR den Bestimmungen Uber die Beférderung geféhrlicher Giter als Hand-und Reisegepéck
des Anhanges C — Ordnung fiir die internationale Eisenbahnbeforderung gefahrlicher Guter
(RID) des Ubereinkommens iber den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF), inshesondere
explosionsféhige, leicht entziindliche, radioaktive oder atzende Stoffe.

(2) Der Lenker ist berechtigt, sich von dem Inhalt der Gepécksticke in Gegenwart des Fahrgastes zu
Uberzeugen, wenn begriundete Annahme besteht, dass ein Ausschliefungsgrund nach Abs. 1 Z 3 vorliegt.

8 33. Fir Verluste von Handgepdacksticken ubernimmt das Verkehrsunternehmen keine Haftung,
auler der Sachschaden wurde vorsatzlich oder grob fahrlassig vom Unternehmer oder einer Person, fiir
die er einzustehen hat, verursacht oder im Falle eines Unfalls.

8 34. Fur die Aufgabe von Reisegepéck wird ein Gepdackschein ausgestellt und das Reisegepéck
gegen dessen Rickgabe nach Beendigung der Fahrt ausgefolgt. Kann der Gepdackschein nicht
vorgewiesen werden, wird das Gepéckstiick nur ausgefolgt, wenn die Ubernahmeberechtigung glaubhaft
gemacht werden kann. Die Ausfolgung kann in diesem Fall auch von der Leistung einer angemessenen
Sicherstellung abhéngig gemacht werden.

8 35. Kann Reisegepdck mit der Fahrt, fir die der Fahrgast eine Fahrkarte geldst hat, nicht
mitbefordert werden, so steht ihm das Recht zu, von der Fahrt zurlickzutreten und den entrichteten
Beforderungspreis zurtickzuverlangen.

8§ 36. (1) Das Unternehmen hat in Gemeinden bis zu 5 000 Einwohnern Gegenstande des taglichen
Bedarfes, das sind Lebensmittel, Arzneimittel, Datenverarbeitungsmaterial und dergleichen, bis zu einem
Einzelgewicht von 25 kg, und zwar unabhé&ngig von der Mitfahrt eines Fahrgastes, zur Beforderung zu
Ubernehmen, sofern diese Beforderung mit den flir die Personenbeférderung eingesetzten
Linienfahrzeugen vorgenommen werden kann. Auf diesen Gutern sind Name und Anschrift des
Absenders und des Empfangers anzugeben. Sie missen so verpackt sein, dass sie vor Verlust und
Beschadigung geniigend geschiitzt sind und weder die Fahrgéste belé&stigen oder gefahrden, noch andere
mitbeforderte Sendungen beschadigen kénnen.

(2) Fir die aufgegebenen Gegenstdnde des taglichen Bedarfes wird dem Absender eine
Aufgabebescheinigung ausgefolgt. Der Absender hat Vorsorge zu treffen, dass der Empfénger die
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Sendung sofort nach Ankunft des Linienfahrzeuges an der betreffenden Haltestelle Gbernimmt. Der
Lenker ist nicht verpflichtet die Ubernahmeberechtigung zu prifen.

8§ 37. Nicht abgeholte Gepéackstiicke gemal § 30 oder Gegensténde des taglichen Bedarfes werden
beim Unternehmen hinterlegt. Diese Gegenstdande werden gegen den Gepackschein, die
Aufgabebescheinigung oder den Nachweis der Ubernahmeberechtigung und gegen Entrichtung einer
Gepackaufbewahrungsgebuhr in der im Fahrplan angefiihrten Dienststelle des Unternehmens ausgefolgt.
Wenn sie nicht behoben werden, gibt das Unternehmen den Gegenstand bei einer Stelle des zustandigen
Verkehrsverbundes ab oder verfahrt nach den Bestimmungen des Allgemeinen birgerlichen
Gesetzbuches ABGB, JGS Nr. 946/1811, in der jeweils geltenden Fassung, Uber Fundsachen.

8§ 38. Hunde mit einem bisssicheren Maulkorb diirfen mitgefuhrt werden, wenn sie ohne Belastigung
oder Behinderung der anderen Fahrgéste untergebracht werden konnen. Sie miissen getragen oder an
kurzer Leine gefiihrt werden. Der Fahrgast hat die Tiere zu beaufsichtigen. Assistenzhunde gemal § 39a
Bundesbehindertengesetzes-BBG, BGBI. Nr. 283/1990, in der jeweils geltenden Fassung, sind von der
Maulkorbpflicht ausgenommen.

8 39. Fir die Beforderung eines Hundes ist der halbe Regelbefdrderungspreis fur die zurlickgelegte
Strecke zu entrichten, jedoch werden
1. der Assistenzhund eines behinderten Fahrgastes gemal § 39a des Bundesbehindertengesetzes-
BBG, BGBI. Nr. 283/1990, in der jeweils geltenden Fassung, und

2. kleine Hunde, die vom Fahrgast getragen oder auf dem SchoR gehalten werden,
unentgeltlich befordert.

8 40. Sonstige kleine ungeféhrliche Tiere dirfen in geeigneten Behdltern mitgefihrt werden, wenn
sie ohne Beléstigung der Fahrgéste befordert werden kénnen. Die Beforderung erfolgt unentgeltlich,
soweit die Bestimmungen iber die Beférderung von Handgepéck Anwendung finden. Ansonsten gelten
die Beforderungspreise fir Reisegepdck. Flr die Einhaltung der veterindrpolizeilichen Vorschriften ist
der Fahrgast verantwortlich.

Abschnitt VII
Ruckerstattung der Beforderungspreise

8 41. Befdrderungspreise kénnen auf Verlangen unter nachfolgenden Voraussetzungen rlckerstattet
werden:

1. Wenn eine Fahrt entféllt beziehungsweise vorzeitig durch das Verkehrsunternehmen
abgebrochen wird, oder ein Fahrgast in ein von einem Bediensteten des Verkehrsunternehmens
als vollbesetzt bezeichnetes Fahrzeug nicht aufgenommen werden kann, wird ihm der bereits
entrichtete Beforderungspreis beziehungsweise der auf die nicht zurlickgelegte Strecke
entfallende Betrag riickerstattet.

2. Falls ein Fahrgast von der Fahrt zuricktritt, kann der Beférderungspreis nach Abzug einer
Stornogebuhr riickerstattet werden.

3. Bei der Rickerstattung des Beforderungspreises fiir ermaigte Fahrkarten werden die bereits
zuriickgelegten Fahrten zum vollen Fahrpreis angerechnet.

4. Im Falle der Unmdglichkeit der Mitbeforderung von Reisegepéck bei einer Fahrt, fiir die der
Fahrgast bereits eine Fahrkarte geldst hat (§ 35).

8 42. Die Ruckerstattungsantrdge sind innerhalb von 14 Tagen nach Ablauf der Gultigkeitsdauer
unter Riickgabe der Fahrkarte zu stellen.

Abschnitt V111
Verlorene und zuriickgelassene Gegenstéande

843. In den Linienfahrzeugen oder in den Geschéftsrdumen beziehungsweise Anlagen eines
Unternehmens gefundene Gegenstande sind vom Finder dem Lenker, der aus dem Fahrplan ersichtlichen
Dienststelle des Unternehmens oder einer Stelle des zustdndigen Verkehrsverbundes zu Ubergeben. Das
Unternehmen oder der Verkehrsverbund behandelt die abgelieferten Fundgegenstéande nach den geltenden
gesetzlichen Bestimmungen (ber das Finden verlorener oder zuriickgelassener Sachen.
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Abschnitt IX
Haftung

8§ 44. Bei Totung oder Verletzung von Fahrgésten haftet das Unternehmen nach den fiir den VVerkehr
mit Kraftfahrzeugen bestehenden Vorschriften (ber die Haftung beziehungsweise gemal den
Bestimmungen des Eisenbahn- und Kraftfahrzeughaftpflichtgesetzes, BGBI. Nr. 48/1959, in der
geltenden Fassung.

845. Fiur Sachschdden einschlieBlich des Schadens an mitgefiihrtem Handgepéack und
ordnungsgemal aufgegebenem Reisegepack haftet das Unternehmen dem Fahrgast nach denselben
Vorschriften, bei einem durch einen Unfall verursachten Verlust oder einer Beschéddigung von
Handgepéack oder Reisegepéck, soweit den Unternehmer nur eine verschuldensunabhangige Haftung oder
eine Haftung fur leichtes Verschulden trifft, bis zu einem Héchstbetrag von 1200 Euro je Gepéckstiick,
bei einer Wegstrecke von weniger als 250 km jedoch nur bis zu einem Héchstbetrag von 200 Euro.

(2) Rollstiihle und andere Mobilitatshilfen sind von der Bestimmung des Absatz 1 ausgenommen.
Diese missen ungeachtet der Ursache fiir die Beschadigung, die Zerstérung oder den Verlust stets zum
Wiederbeschaffungswert ersetzt werden oder die faktisch anfallenden Reparaturkosten tbernommen
werden.

8 46. Das Unternehmen (bernimmt keine Gewahr fur die Durchfihrung der fahrplanmaRigen Fahrt
und haftet nicht fiir Schaden, die durch Verspatung oder durch den Ausfall von Fahrten entstehen. Die
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 bleiben unberihrt.

Sprachliche Gleichbehandlung

8 47. Soweit sich die in dieser Verordnung verwendeten Bezeichnungen auf natirliche Personen
beziehen gilt die gewéhlte Form fiir beide Geschlechter. Bei der Anwendung dieser Bezeichnungen auf
bestimmte natiirliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Anlage 1

zu den Allgemeinen Beforderungsbedingungen fir den Kraftfahrlinienverkehr
Zusammenstellung der genehmigten FahrpreisermaBigungen im Kraftfahrlinienverkehr

1. Kinder bis zum sechsten Lebensjahr

Je Begleitperson werden zwei Kinder bis zum vollendeten sechsten Lebensjahr unentgeltlich beférdert,
wenn fir sie keine Sitzplatze beansprucht werden. Sofern ausreichend geeignete freie Sitzplatze
vorhanden sind, durfen sie diese jedoch unentgeltlich einnehmen.

2. Kinder vom sechsten bis zum flinfzehnten Lebensjahr

Kinder vom vollendeten sechsten bis zum vollendeten fiinfzehnten Lebensjahr oder jiingere Kinder
werden, wenn fir sie Sitzplatze beansprucht werden, zum halben Fahrpreis befordert. Sofern ausreichend
geeignete freie Sitzplatze vorhanden sind, dirfen diese jedoch von Kindern unter sechs Jahren
unentgeltlich eingenommen werden.

3. Schiler, Lehrlinge bzw. Berufsschuler

a) Ordentliche Schiiler einer offentlichen oder mit Offentlichkeitsrecht ausgestatteten
inlandischen Schule oder — bei Vorliegen einer schulbehérdlichen Bewilligung — einer
gleichartigen Schule im grenznahen Gebiet des Auslandes, die glinstiger zu erreichen ist als
eine inlandische Schule, sowie Schiiler, die Schulen fir Gesundheits- und Krankenpflege oder
eine Schule fir medizinische Assistenzberufe besuchen, werden bis zum Ablauf des
Schuljahres, in welchem sie das 24. Lebensjahr vollenden, zwischen dem Wohnort und dem
Schulort auf Inlandstrecken zum halben Fahrpreis befordert.

b) Lehrlinge werden bis zum Ende des Lehrverhéltnisses, langstens jedoch bis zum Ablauf des
Berufsschuljahres, in welchem sie das 24. Lebensjahr vollenden, zwischen dem Wohnort oder
der betrieblichen Ausbildungsstatte einerseits und der Berufsschule andererseits zum halben
Fahrpreis befordert. Weiters werden Lehrlinge bis zum Ende des Lehrverhaltnisses, langstens
jedoch bis zum Ablauf des Lehrjahres, in welchem sie das 24. Lebensjahr vollenden, zwischen
dem Wohnort und der betrieblichen Ausbildungsstétte zum halben Fahrpreis befordert. Beim
Losen einer Lehrlingswochenkarte (sechstégig) betrégt die FahrpreiserméRigung 75%.

c) Die unter Punkt 3a) genannten Schiller sowie Berufsschiler werden bis zum Ablauf des
Schuljahres, in welchem sie das 24. Lebensjahr vollenden, geméR § 30f Abs.1 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376/1967, in der jeweils geltenden
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Fassung, gegen Ersatz des Fahrpreises durch den Bund — vom Selbstbehalt abgesehen —
unentgeltlich zwischen Wohnort und Schulort beférdert, wenn hieriiber ein Vertrag zwischen
dem Bund und dem Verkehrsunternehmen abgeschlossen wurde und flr diese Schiler
Familienbeihilfe gewahrt oder ausbezahlt wird und sie einen Antrag auf Ausstellung eines
Freifahrtsausweises sowie eine Schulbestatigung vorlegen oder gemal 8§ 30f Abs. 6 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376/1967, in der geltenden Fassung, gegen
Leistung einer Pauschalabgeltung durch den Bund — vom Selbstbehalt abgesehen —
unentgeltlich zwischen Wohnort und Schulort beférdert, wenn hieriiber ein Vertrag zwischen
dem Bund und der jeweiligen Verkehrsverbundorganisationsgesellschaft abgeschlossen wurde
und fiir diese Schiiler Familienbeihilfe gewahrt oder ausbezahlt wird.

d) Lehrlinge in einem anerkannten Lehrverhaltnis werden bis zum Ende des Lehrverhéltnisses,
langstens jedoch bis zum Ablauf des 24. Lebensjahres gemal § 30j Abs.1 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376/1967, in der jeweils geltenden
Fassung, gegen Ersatz des Fahrpreises durch den Bund — vom Selbstbehalt abgesehen —
unentgeltlich zwischen Wohnung und der betrieblichen Ausbildungsstatte befordert, wenn
hiertiber ein Vertrag zwischen dem Bund und dem Verkehrsunternehmen abgeschlossen
wurde und fur diese Lehrlinge Familienbeihilfe bezogen wird und sie einen mit der
Bestatigung ihres  Lehrberechtigten versehenen Antrag auf Ausstellung eines
Freifahrausweises vorlegen oder geméR 830j Abs. 3 des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376/1967, in der jeweils geltenden
Fassung, gegen Leistung einer Pauschalabgeltung durch den Bund — vom Selbstbehalt
abgesehen — unentgeltlich zwischen Wohnung und der betrieblichen Ausbildungsstatte
beférdert, wenn hieruber ein Vertrag zwischen dem Bund und der jeweiligen
Verkehrsverbundorganisationsgesellschaft abgeschlossen wurde und fiir diese Lehrlinge
Familienbeihilfe bezogen wird. Als Lehrlinge im Sinne des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376/1967, in der jeweils geltenden
Fassung, gelten auch Personen, die eine Lehre mit verldngerter Lehrzeit gemaR § 8b Abs. 1
Berufsausbildungsgesetz-BAG, BGBI. Nr. 142/1969, absolvieren, Personen, die eine
Teilqualifikation gemaR 8 8b Abs. 2 Berufsausbildungsgesetz-BAG, BGBI. Nr. 142/1969,
absolvieren, Personen, die geméaR § 8c Berufsausbhildungsgesetz eine Ausbildung gemaR § 8b
Abs.1 oder Abs.2 Berufsausbildungsgesetz-BAG, BGBI. Nr. 142/1969, in einer
Ausbildungseinrichtung  absolvieren und Personen, die in einem Lehrberuf in
Ausbildungseinrichtungen gema § 30 oder § 30b Berufsaushildungsgesetz-BAG, BGBI.
Nr. 142/1969, ausgebildet werden.

e) Schuler von Privatschulen werden bis zum Ablauf des Schuljahres, in dem sie das 24.
Lebensjahr vollenden, zwischen dem Wohnort und dem Schulort zum halben Fahrpreis
befdrdert.

f) Studierenden gemdR § 3 des Bundesgesetzes (ber die Gewdahrung von Studienbeihilfen
(Studienforderungsgesetz 1992 — StudFG), BGBI. Nr. 305/1992, kann bis zum Ablauf des
Studienjahres, in welchem sie das 26. Lebensjahr vollenden, fiir Fahrten zwischen dem
Wohnort und dem Universitatsort eine FahrpreiserméaRigung von 50% gewahrt werden.

g) Jugendliche mit Behinderung bzw. mit Assistenzbedarf, die zur Erlernung einer Féhigkeit in
einer von Trdgern der oOrtlichen Sozialhilfe bzw. in einer von Trégern im Auftrag des
Sozialministeriumservice gefiihrten Institution ausgebildet werden, kénnen fiir Fahrten
zwischen diesen Ausbildungsstétten und ihrem Wohnort Lehrlingen hinsichtlich deren Fahrten
zwischen Wohnort und der Lehrstelle gleichgestellt werden. Voraussetzung fiir den Erwerb
der Fahrpreisbeginstigung ist das Vorlegen einer Bestdtigung des Trégers, dass sich der
Jugendliche in einem zeitlich (ein halbes Jahr bis drei Jahre) befristeten Ausbildungsverhéltnis
befindet und nach Abschluss des Ausbildungsverhéltnisses ber die Aneignung einer
Fertigkeit eine Bescheinigung erhalten wird.

4. Funf-Tage-Wochenkarte und Wochensichtkarte

a) Finf-Tage-Wochenkarten sind zum flinffachen Einzelfahrpreis an jedermann auszugeben und
berechtigen im gewahlten Streckenbereich zu zwei Fahrten téglich von Montag bis Freitag.

b) Wochensichtkarten sind zum sechsfachen Einzelfahrpreis an jedermann auszugeben und berechtigen
im gewahlten Streckenbereich zu beliebig vielen Fahrten innerhalb einer Kalenderwoche.

5. ErmaRigte Hin- und Ruckfahrkarte

In bestimmten Verkehrsverbindungen kénnen Fahrkarten fir die Hin- und Rickfahrt mit einem
ErmaRigungsausmal bis zu 25% des doppelten Fahrpreises ausgegeben werden.
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6. Fahrpreiserméafiigung fur Touristen

In bestimmten Verkehrsverbindungen kann an Mitglieder alpiner Vereine, die dem Verband Alpiner
Vereine Osterreichs (VAVO) angehdren, gegen Vorweis des glltigen Mitgliedsausweises (bzw. der
Mitgliedskarte) eine FahrpreisermaRigung bis zu 25% gewahrt werden.

7. Mehrfahrtenkarte (Fahrscheinblock)

Mehrfahrtenkarten kénnen fiir zwolf oder fir sechs Fahrten zum zehnfachen bzw. funffachen Fahrpreis
ausgegeben werden; diese berechtigen auf der gewéhlten Strecke zu zwdlf bzw. sechs Fahrten innerhalb
der Geltungsstrecke. Die Mehrfahrtenkarte ist Ubertragbar und kann auch von mehreren Personen
gleichzeitig bentitzt werden. Hiebei gelten zwei gemeinsam reisende Kinder vom vollendeten sechsten bis
zum vollendeten fiinfzehnten Lebensjahr als eine Person.

8. Fahrpreisermafigung fur Familien

Diese FahrpreisermaBigung kann Eltern oder Elternteilen auf Grund eines von einem
Kraftfahrlinienunternehmen ausgestellten Berechtigungsausweises gewahrt werden, wenn der Familie
mindestens ein Kind angehort, fiir das nach den Bestimmungen des
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr.376/1967, in der jeweils geltenden Fassung,
Familienbeihilfe gezahlt wird, und mindestens zwei dieser Familienmitglieder, unter denen sich
zumindest ein Kind befinden muss, gemeinsam reisen. Den Eltern sind Stief-, Adoptiv- und Pflegeeltern
sowie in Partnerschaft lebende Elternteile, den Kindern Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder gleichgestellt.

9. Fahrpreisermafigung fur Senioren
(Anm.: aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 431/2011)
10. FahrpreisermaRigung fur Prasenzdiener

Wehrpflichtigen, die gemal § 27 Wehrgesetz 1990 - WG, BGBI. Nr. 305, einen Présenzdienst leisten,
kann eine 50%ige FahrpreiserméRigung fur eine Hin- und Rickfahrt gewéhrt werden.

Die Berechtigung zur Inanspruchnahme der FahrpreisermaRigung ist bei Verwendung der
Wehrdienstausweiskarte mit der Aufschrift Wehrdienstausweis bis zu dem auf der Karte ersichtlichen
Abristungsdatum, bei Verwendung des Wehrdienstbuches durch die Eintragung des jeweiligen
Prasenzdienstes gegeben.

10a. Fahrpreisermafigung fur Zivildiener

Zivildienstpflichtigen, die gemaf 8§88 und 21 Zivildienstgesetz 1986 — ZDG, BGBI. Nr. 679/1986,
Zivildienst leisten, kann eine 50 %ige FahrpreisermaBigung fur eine Hin- und Rickfahrt gewahrt werden.

Die Berechtigung zur Inanspruchnahme der FahrpreisermdRigung ist nach Vorweisen der
,Zivildienstkarte*(§ 2 der Verordnung der Bundesministerin fur Inneres Uber die Gestaltung und
Tragweise des Zivildienstabzeichens fur Zivildienstleistende, BGBI. Il Nr. 340/2010) innerhalb des
angegebenen Zuweisungsraumes (Gultigkeitsdauer) gegeben.

11. Schwerkriegsbeschadigte

Schwerkriegsbeschadigte, deren Erwerbsfahigkeit um mindestens 70% gemindert ist, werden gegen
Vorweis des Schwerkriegsbeschadigtenausweises im Ortslinienverkehr einschlielich Begleiter oder
Assistenzhund gemdll & 39a Bundesbehindertengesetz — BBG, BGBI. Nr. 283/1990, in der jeweils
geltenden Fassung unentgeltlich beférdert. Den Schwerkriegsbeschédigten sind Inhaber von
Opferausweisen geméal Opferfiirsorgegesetz und Schwerbeschéadigte nach dem Heeresversorgungsgesetz
gleichgestellt.

Unternehmen mit nicht mehr als durchschnittlich zehn Beschaftigten sind von der Verpflichtung zur
unentgeltlichen Beforderung befreit.

www.ris.bka.gv.at Seite 8 von 8



	Abschnitt I
	Allgemeines

	Abschnitt II
	Verhalten der Fahrgäste

	Abschnitt III
	Ausschluss von der Beförderung

	Abschnitt IV
	Beförderungspreise

	Abschnitt V
	Fahrkarten

	Abschnitt VI
	Beförderung von Gepäck und Tieren

	Abschnitt VII
	Rückerstattung der Beförderungspreise

	Abschnitt VIII
	Verlorene und zurückgelassene Gegenstände

	Abschnitt IX
	Haftung

	Anlage 1
	zu den Allgemeinen Beförderungsbedingungen für den Kraftfahrlinienverkehr Zusammenstellung der genehmigten Fahrpreisermäßigungen im Kraftfahrlinienverkehr
	1. Kinder bis zum sechsten Lebensjahr
	2. Kinder vom sechsten bis zum fünfzehnten Lebensjahr
	3. Schüler, Lehrlinge bzw. Berufsschüler
	4. Fünf-Tage-Wochenkarte und Wochensichtkarte
	5. Ermäßigte Hin- und Rückfahrkarte
	6. Fahrpreisermäßigung für Touristen
	7. Mehrfahrtenkarte (Fahrscheinblock)
	8. Fahrpreisermäßigung für Familien
	9. Fahrpreisermäßigung für Senioren
	10. Fahrpreisermäßigung für Präsenzdiener
	10a. Fahrpreisermäßigung für Zivildiener
	11. Schwerkriegsbeschädigte


